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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Adler, Dr. Hartenstein, Kißiinger, 
Koitzsch, Müller (Schweinfurt), Oostergetelo, Opel, Pfuhl, Sielaff, Weyel, 
Wimmer (Neuötting), Wittich, Biunck, Kiehm, Lennartz, Schütz, Dr. Wernitz, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/3102 — 


Aktionsprogramm zur Bekämpfung des Mißbrauchs von Hormonen 
in der Tiermast 


A. Problem 

Nicht überall wird in der Landwirtschaft durch umweltverträgliche 
und artgerechte Produktionsmethoden die Gewährleistung der Er- 
zeugung gesunder Nahrungsmittel sichergestellt. Ein umfassen- 
der Schutz der Gesundheit der Verbraucher und der Umwelt ist 
nicht in allen Fällen gesichert. 


B. Lösung 

Aufforderung an die Bundesregierung, darauf hinzuwirken, die 
gemeinschaftlichen Vorschriften auf der Ebene der EG-Kommis- 
sion und des EG-Ministerrates insbesondere im Bereich des Fut- 
termittel- und Lebensmittelrechtes zu verschärfen. Das geltende 
Hormonverbot ist ausnahmslos in allen EG -Mitgliedstaaten und 
gegenüber Drittländern anzuwenden, und neuerliche Ausnahmen 
sind nicht zuzulassen. 

Annahme des Antrages gegen eine Stimme der Fraktion der FDP 
und einer Stimmenthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN 
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C. Alternativen 

Keine Angaben 


D. Kosten 

Keine Angaben 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Antrag der Abgeordneten Frau Adler u. a. und der Fraktion 
der SPD — Drucksache 11/3102 — zuzustimmen. 

Bonn, den 13. Dezember 1989 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Müller (Schweinfurt) Frau Flinner 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Frau Flinner 


I. 

Der Deutsche Bundestag überwies in seiner 131. Sit- 
zung am 9. März 1989 den Antrag der Fraktion der 
SPD „Aktionsprogramm zur Bekämpfung des Miß- 
brauchs von Hormonen in der Tiermast" (Drucksache 
11/3102) vom 12. Oktober 1988 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten sowie zur Mitberatung an den Aus- 
schuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit beschloß in seiner Sitzung am 27. September 
1989, dem federführenden Ausschuß die Ablehnung 
des Antrages zu empfehlen. Darüber hinaus solle die 
Bundesregierung aufgefordert werden, 

a) die Zulassung bzw. den Einsatz des Rinderwachs- 
tumshormons BST zum jetzigen Zeitpunkt zu ver- 
hindern, weil trotz eines außerordentlich großen 
Forschungsaufkommens grundlegende Fragen un- 
zureichend oder gar nicht beantwortet werden 
können; 

b) einen Bericht zu allen mit dem Rinderwachstums- 
hormon BST zusammenhängenden Fragen vorzu- 
legen; 

c) sich nachdrücklich dafür einzusetzen, daß auf der 
bisher von der Bundesregierung eingenommenen 
Haltung eine EG -einheitliche Regelung gefunden 
wird. 

In der 69. Sitzung des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten am 13. Dezember 1989 
wurde der Antrag mit großer Mehrheit gegen eine 
Stimme der Fraktion der FDP und einer Stimmenthal- 
tung der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 


11 . 

Die antragstellende Fraktion möchte erreichen, daß 

der Deutsche Bundestag feststellt, daß 

1. — eines der Hauptziele verantwortungsbewußter 

Gesundheits- und Agrarpolitik die Gewährlei- 
stung der Erzeugung gesunder Nahrungsmittel 
durch umweltverträgliche und artgerechte Pro- 
duktionsmethoden ist, um einen möglichst um- 
fassenden Schutz der Gesundheit der Verbrau- 
cher und der Umwelt zu sichern; 

— nur bei Verwirklichung dieses Ziels die durch 
die sinnlose Überproduktion verursachte Agrar- 
krise gelöst werden kann und die in Gang ge- 
setzte Agrarreform Erfolg haben wird, um dem 
bäuerlichen Familienbetrieb eine gesicherte 
Existenzgrundlage zu geben; 

2. der Deutsche Bundestag sich nachdrücklich gegen 
die Massentierhaltung ausspricht; 


3. der Deutsche Bundestag schärf stens den kriminel- 
len Mißbrauch von verbotenen Pharmazeutika in 
der Tiermast verurteilt, wodurch Leben und Ge- 
sundheit der Verbraucher erheblichen Risiken aus- 
gesetzt werden können; 

4. der Deutsche Bundestag besorgt ist über die wach- 
senden Beanstandungen bei der veterinärrechtli- 
chen Kontrolle von aus anderen EG-Mitgliedstaa- 
ten eingeführtem Fleisch, welche nach der Herstel- 
lung des EG-Binnenmarktes weiter anwachsen 
könnten; 

5. der Deutsche Bundestag der Auffassung ist, daß 
zur Sicherung der gesundheitlichen Unbedenk- 
lichkeit der Nahrungsmittel und damit zur Wieder- 
herstellung des Vertrauens der Verbraucher, zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, aber 
auch zur Verwirklichung der dringlichen Agrarre- 
form und zur Verwirklichung eines wirksamen 
Tierschutzes ein Bündel von Maßnahmen notwen- 
dig ist, das möglichst umgehend verwirklicht wer- 
den muß. 

Nach Auffassung der antrag stellenden Fraktion seien 

hierfür unter anderem folgende Maßnahmen drin- 
gend erforderlich: 

— Schutz der bäuerlichen Familienbetriebe gegen 
die zunehmende Tendenz hin zu industriellen 
Agrarfabriken; 

— Maßnahmen zur Bekämpfung der tierschutzwidri- 
gen Massentierhaltung durch entsprechende Ver- 
schärfung des unzulänglichen Tierschutzgesetzes; 

— Sicherstellung von artgerechter Kälberhaltung; 

— ein härteres Vorgehen gegen die Schuldigen, die 
durch ihr verwerfliches Verhalten einen ganzen 
Berufsstand in Verruf bringen; 

— eine engere Zusammenarbeit zwischen den Über- 
wachungsbehörden in den EG -Mitgliedstaaten; 

— eine umfassende Intensivierung bei Kontrollen bei 
Erzeugern, Handel, Verarbeitern und Futtermittel- 
handel, bei Tierärzten sowie des Pharmahandels 
und der Pharmaindustrie. 


IIL 

Im Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bekräftigt die antragstellende Fraktion noch- 
mals ihre Forderung und fordert von der Bundesregie- 
rung, die oben genannten Maßnahmen durch ent- 
sprechende gesetzliche Initiativen zu verwirklichen, 
auf EG-Kommission und EG -Ministerrat einzuwirken, 
die gemeinschaftlichen Vorschriften insbesondere im 
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Bereich des Futtermittel- und Lebensmittelrechts zu 
verschärfen. Ferner soll die Einführung des Rinder- 
wachstumshormons BST nicht zugelassen werden. 

Gerade zum Bereich der BST- Ablehnung wurde von 
seiten der Fraktion der FDP eingeworfen, daß die En- 
quete-Kommission keine abschließende politische 
Wertung zu BST abgegeben habe. Die Haltung zu 
BST wäre — auch nach der Anhörung — weiterhin als 
„noch offen" zu bezeichnen. Von seiten der Fraktion 
der FDP wurde deshalb bedauert, daß der Ausschuß, 
ohne den Abschluß vielfältiger wissenschaftlicher Un- 
tersuchungen abzuwarten, von Beginn an bereits die 
Ablehnung beschlossen habe. 


Bonn, den 13. Dezember 1989 


Von seiten der Fraktion der CDü/CSü wurde noch- 
mals darauf hingewiesen, daß es sich in Zukunft zei- 
gen werde, ob gesundheitliche Bedenken zu erheben 
seien. Alles in allem war man jedoch auch von seiten 
der Fraktion der CDU/CSU der Auffassung, daß der 
vorgelegte Antrag zu unterstützen sei. 


IV. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
11/3102 — anzunehmen. 


Frau Flinner 

B erichterst atterin 
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